Regaining Common Ground: Perspektiven für eine transatlantische Wiederannäherung

Die Perspektiven in Amerika für eine transatlantische Wiederannäherung sind gut und vielfältig. Nichts kommt von alleine, aber vieles in den Vereinigten Staaten spricht für die Möglichkeit und den Vorteil einer solchen Annäherung. Mit geschickter Führung und ein bisschen Glück wird die atlantische Gemeinschaft das momentane Tief überwinden, worauf die folgenden sechs Perspektiven hinweisen.

1. Perspektiven des Gesagten

In der Regierungsrhetorik und der veröffentlichten Meinung Amerikas ist schon lange eine artikulierte Präferenz internationaler Zusammenarbeit zu finden. Ähnliche Präferenzen spiegeln sich in Meinungsumfragen wider. Eine alte und tiefe Strömung des Multilateralismus fließt durch die amerikanische Politik. Die Einzelheiten dieser Präferenz änderten sich mit dem 11.9., nicht aber ihre Essenz. Bekenntnisse zur Zusammenarbeit, ob mit anderen Staaten oder innerhalb internationaler Organisationen, charakterisieren weiterhin die amerikanische Strategiedebatte. Bei einer als „zusammen, wenn möglich, alleine, wenn nötig“ zu bezeichnenden Außenpolitik, findet man auch etwas über das „zusammen, wenn möglich.“ Es ist ein Multilateralismus, wenn auch des American Style. Dazu gehört eine Ablehnungsfront, die aber selbst unter Regierungsmitgliedern in der Minderheit ist. 

Politiker sollten ihr Wort halten. Dafür muss man ihre Worte auch kennen. Politiker sagen zwar nicht immer das, was sie meinen. Aber wenn das Gesagte und das Getane weit auseinander klaffen, ist es den Politikern peinlich. Ihre Glaubwürdigkeit sinkt. Wie steht es mit dem Gesagten bei George Bush, Colin Powell oder Condoleezza Rice? Was kann man für Multilateralismen bei diesen Vertretern der amerikanischen Politik herauslesen? Präsident George W. Bush sagte am 31.05.2003 in Krakau, Amerika brauche die Hilfe und den Rat der Europäer, gerade auch bei der Bekämpfung der globalen Unterentwicklung und Hoffnungslosigkeit. 

To meet these goals of security and peace and a hopeful future for the developing world, we welcome, we need the help, the advice and the wisdom of our European friends and allies. 

New theories of rivalry should not be permitted to undermine the great principles and obligations that we share. The enemies of freedom have always preferred a divided alliance -- because when Europe and America are united, no problem and no enemy can stand against us.

Bei einer Rede vor der Foreign Policy Association, die er vor seiner ersten Europareise nach Anfang des Krieges im Irak hielt, betonte Colin Powell den amerikanischen Wunsch nach einem starken, großen und engagierten Europa.

…in our increasingly globalized age, strong Euro-Atlantic partnerships will be key to security, good governance and growth not only in the transatlantic region but worldwide. 

…a strong and growing European Union is also good for the transatlantic Alliance. A strong and growing NATO is good for the European Union. And both are good for the United States, for the nations of Europe and for the world beyond our Euro-Atlantic community. There is a great deal of work ahead.
 

Condoleezza Rice nutzte in London die Gelegenheit, für die transatlantische Einheit und gegen die teilenden Ideen der Multipolarität zu sprechen. Dies unterstreichend, beendete sie ihre Rede mit einem Zitat von Gerhard Schröder: 

Surely we are all agreed that we only want one pole in global politics around which we orientate ourselves, the pole of freedom, peace and justice.

In der oft als “Präemptionsdoktrin” beschriebenen National Security Strategy von September 2002 wird immer wieder als essentielle Bedeutung der Zusammenarbeit betont: „There is little of lasting consequence that the United States can accomplish in the world without the sustained cooperation of allies and friends.“ In dieser Doktrin steht natürlich auch die Bereitschaft, wenn nötig allein zu handeln: 

While the United States will always strive to enlist the support of the international community, we will not hesitate to act alone, if necessary, to exercise our right of selfdefense by acting preemptively against such terrorists to prevent them from doing harm against our people and our country.

Nur überwiegen die Multilateralismen bei weitem. Ähnliches gilt auch für die veröffentlichte Meinung. Die in Europa oft zitierten Unilateralismen sorgen für gute Schlagzeilen; sind aber nicht immer repräsentativ.

In den Vereinigten Staaten ist politische Willensbildung tief und breit verwurzelt; die Leitartikler sind Mitgestalter. Nach dem stürmischen März der atlantischen Querelen war schlagartig der Wunsch  nach Wiederbelebung einer Zusammenarbeit in aller Munde. Die Kommentarseiten waren von der  Ablehnung jedweder Rachegedanken gegen Europäer geprägt.
 Selbst der Belzebub der europäischen Multilateralisten, der Neokonservative Robert Kagen, hatte wieder Gutes über eine Zusammenarbeit mit den Europäern zu sagen. 

The United States should not try to divide Europe; let France do that. Most European leaders realize that a policy of opposing the United States makes European unity impossible. The Bush administration, for its part, should embrace Europe.

Europa umarmen… also hier auch eine Perspektive der Wiederannährung. Das Gesagte bietet einen Anfang.

2. Perspektive der Suche nach glaubwürdigen Alternativen

Im Zeitalter der unbegrenzten Information dreht sich vieles um die Glaubwürdigkeit. Die gebotene Landkarte muss stimmen, man muss ihr vertrauen können. Realitätsnähe hat schon ihren Sinn. Wenn die Europäer in ihrer Weisheit Recht haben, will es der ein oder andere Amerikaner dann auch wissen. Konkurrenz belebt das Geschäft und Pluralismus bereichert die Politik. 

Amerikaner streiten oft und gern über Politik. Richard Herzinger schreibt über die Existenz einer amerikanischen Konfliktgesellschaft in der Zeitschrift „Internationale Politik“. Der atlantische Verbund, so Herzinger, sei wie Siamesische Zwillinge. Demzufolge müsse eine Verbesserung der Konfliktfähigkeit im transatlantischen Geflecht angestrebt werden. Die amerikanische Suche nach Ideen und Fähigkeiten macht nicht vor Grenzen halt — nicht in der Wirtschaft und nicht in der Sicherheitspolitik. Bei der Verfolgung der eigenen politischen Ziele werden immer wieder einige Amerikaner nach Europa schauen, um dort ihre Verbündeten zu finden, andere werden wiederum gerade in Europa die Bestätigung für falsches Vorgehen finden. Diese Art des Umgangs miteinander ist Fundament der transatlantischen Lastenteilung.

Umgekehrt gibt es viele Anknüpfungspunkte für Europa: Gedankenströmungen, Interessengruppen, Abgeordnete und Minister. Ergebnisse sind hierbei nicht ohne Bedeutung, der Prozess zählt aber auch. „Multilateral solutions,“ sagt Rice. Ja, die Amerikaner wollen zwar Solutions, aber auch multilaterale. Die begrenzte Staatsmacht ist die gute Staatsmacht —  auch auf internationalen Wegen. Für David Gergen, konservativer Kommentator und Berater im Weißen Haus (bei Republikanern und Demokraten), ist ein „König der Welt“ gefährlich — auch ein guter König. Seine Kritik: die lebenswichtigen Mechanismen des innenpolitischen Machtausgleichs und der Zurechenbarkeit, die „Checks and Balances,“ sie fehlen in der amerikanischen Weltpolitik. Sein Ausgangspunkt: Monopolist zu sein ist nicht unbedingt ein Segen. Eine Annäherung über den Atlantik bietet hier Hilfe.

3. Perspektive der Institutionen und Traditionen

Die Checks and Balances, die Mechanismen des Machtausgleichs der amerikanischen Regierung sorgen für ein offenes System mit vielen Hebeln. Dass dies auch für die Außenpolitik von Vorteil ist, war nicht immer so . Das sonst so bewunderungswerte System der Checks and Balances, meinte der französische Philosoph Alexis de Tocqueville 1835, sei bei der Außenpolitik „entschieden unterlegen.“
 In den fast zweihundert Jahren, seit Tocqueville dies schrieb, hat das offene, chaotische, spannungsgeladene System sich aber als überlebensfähig behauptet. Die Autoren der amerikanischen Verfassung besaßen vielleicht doch eine besondere Gnade, welcher Art auch immer.

Die widersprüchlichen Ziele der amerikanischen Außenpolitik erkennt man schon in den Zeilen der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776. Nach dieser Erklärung sollten Regierungen geschaffen werden, um die Rechte life, liberty and the pursuit of happiness zu gewährleisten. Leben sichern, bedeutet Sicherheitspolitik. Hiernach ist die Welt ein Dschungel voller Raubstätten. Regierungen haben die Sicherheit des Volkes zu garantieren, in dem sie Macht erweitern, um Interessen zu schützen. Freiheit ist eher ein moralisches Gebot der Politik. Allerdings ist dieses fundamentale Recht nicht nur für sich selbst zu beanspruchen, sondern universal geltend zu machen. „Pay any price, bear any burden…to assure the survival and success of liberty,“ sagte Präsident Kennedy. Die Welt ist hier nicht Dschungel, sondern eine Familie, auf der Suche nach Freiheit. Freiheit kann die Quelle der Sicherheit sein, indem Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auch mit Friedfertigkeit zusammenhängen. Oft geht die Sicherheit aber nur auf Kosten der Freiheit: die Zusammenarbeit mit den dunkleren Gestalten der Staatenwelt, ob Osama bin Laden, Saddam Hussein, Manuel Noriega, Mao Tse-tung oder Josef Stalin. Die Verfolgung des Glücks hat sicher was mit Freiheit zu tun, aber darüber hinaus auch mit Wirtschaft und Wohlstand. Von diesem Standpunkt aus betrachtet, ist die Welt weder Dschungel noch Familie, sondern Marktplatz und Werkstatt. 

Hiermit, und auch in dieser Reihenfolge, sind die Ziele der amerikanischen Außenpolitik zu sehen: Sicherheits-, Freiheits- und Wirtschaftspolitik. Sie stehen für politische Strömungen in den Vereinigten Staaten und für konkurrierende Weltanschauungen. Den Europäern bietet diese Visionsvielfalt entsprechende Anknüpfungspunkte und Ausgleichsmöglichkeiten.

Die Begrenzung der Staatsmacht findet in diesem Sinne ihr globales Element. „König der Welt“ hin oder her, die Vereinigten Staaten handeln oftmals in internationalen Organisationen und Koalitionen. Zumindest kurzfristig gesehen, engen diese Mitgliedschaften Amerikas Spielraum ein. Trotzdem ist die politische Willensbildung Amerikas nicht an der Landesgrenze beendet. 

Institution und Tradition begrenzen amerikanische Staatsmacht und lassen es zwischen oft konkurrierenden Zielen lavieren — zu Hause und in der ganzen Welt. Offen und beeinflussbar, diese Ordnung trägt in sich Verwirrung, Spannung, Widerspruch, Doppelstandard und Heuchelei. Anspruch und Wirklichkeit stimmen schwer überein. In diesem Multilateralismus, American Style, liegt aber auch eine Perspektive der Zusammenarbeit. 

4. Perspektive der Herausforderung

Die Welt wächst in eine neue Bipolarität der Verbundenheit und der Verwundbarkeit hinein. Verbunden, in dem die Möglichkeiten des guten Lebens immer billiger, zugänglicher und vielfältiger werden. Gesundheit, Bildung, selbst Rechstaatlichkeit und Sicherheit sind heute für die meisten Menschen eine Selbstverständlichkeit. Verwundbar, in dem die Möglichkeiten der Massenvernichtung immer billiger, zugänglicher und vielfältiger werden; ob atomar, biologisch, chemisch oder Flugsimulatoren und Internet: die Möglichkeiten von Zerstörung nehmen rasant zu. 

Verbunden und verwundbar, die Aufgabe der Zeit besteht in der Verteidigung der offenen Gesellschaft, und zwar ohne sie zu zerstören. Die Motive der Gewalt sind alt, die Mittel aber neu und tödlich wie noch nie. In den Händen von Staaten schon immer, aber noch mehr in den Händen der schwer zu ortenden Staatenlosen. 

Wirtschaft und Krieg machen oft von denselben Methoden Gebrauch. Im Netzwerkzeitalter spricht man von network economy und netwar. Die Komplexität und Vielfalt der globalisierten Bedrohungsgeographie verlangt eine vernetzte, multidimensionale Antwort; als solches auch eindeutig eine multilaterale. Netzwerk-gegen-Netzwerk ist nicht von einem Land allein zu gestalten, selbst ein so starkes Land wie die Vereinigten Staaten von Amerika wäre nicht dazu in der Lage. Die Devise George W. Bushs, “Either you are with us, or you are with the terrorists,“ legt Wert auf “with us”. 
 

Multidimensionalität und Multilateralismus versprechen Wirksamkeit, aber nicht unbedingt Schlagzeilen. Finanzministerkonferenz oder Flugzeugträger, Zusammenarbeit oder Konflikt, welche Geschichte bestimmt die Abendnachrichten? Eine Militarisierung der Schlagzeilen sollte nicht von der Multidimensionalität der gegenwärtigen (internationalen) Strategie ablenken. 

Ob er es will oder nicht, muss selbst George W. Bush in Kategorien der Wirksamkeit denken. Ob er es will oder nicht, muss er sich mit den Aufgaben des Nation Building auseinander setzen, ob auf dem Balkan, in Afghanistan, Irak, Palästina oder vielleicht sogar Liberia. Bei diesen Bauprojekten bleibt sicher was zu wünschen offen, sie erfüllen nicht jeden Wunsch, sie sind eben American style: light wie das Bier, chaotisch wie die Tradition, und optimistisch wie die Gesinnung. Can do!

Naiv, manchmal fehlerhaft, auch tragisch — vielleicht ist das auch ein Preis des Erfolgs. Auf jeden Fall zieht mancher Amerikaner das Anpacken dem Zynismus und der Zurückhaltung vor. Für das Aussitzen ist die große gefährliche Welt zu klein. Die Zukunft braucht alles was NATO und EU haben – nicht eine Pax Americana, sondern eine Pax Atlantica. Nicht nur eine sichere, sondern auch eine bessere Welt. Hoffnung gegen Hass — diese Devise aus dem Weißen Haus ist nicht ganz falsch.

5. Perspektiven der Synergie und Symbiose

Ökonomen sprechen von Wertschöpfung durch Komplementärität, von dem Nutzen des komparativen Vorteils. Deutlichstes Beispiel dafür ist der radikale Zuwachs des atlantischen Markts im letzten Jahrzehnt.
 Diese Verdichtung der Wirtschaftsverflechtung macht den atlantischen Raum zum Motor der Globalisierung. Eine ähnliche Verflechtung der Außen- und Sicherheitspolitik zeigt sich nicht sofort in steigenden Aktienpreisen, kann aber als eine Ergänzung und Sicherung des Markts gesehen werden. 

Auch in der Weltpolitik geht es mehr um Ergänzung als um Redundanz. Transatlantisch sind Mars und Venus unterschiedlich, aber doch gepaart. Die griechische Mythologie spricht sogar von Harmonia, der (illegitimen) Tochter der beiden Götter. Amerika macht Krieg, Europa macht Frieden, so grob muss die Arbeitsteilung nicht verlaufen — Krieg und Frieden sind ohnehin zu verwoben. Die angloamerikanische Arbeitsteilung ist ein besseres Modell, auch in der Teilung des Einflusses. Bush braucht Blair; er braucht vieles was Großbritannien macht, sowohl politisch als auch  militärisch. Für Blair ist die transatlantische Zusammenarbeit ein wichtiger Teil seiner Vision eines mündigen Europa, wie er es seit St. Malo unterstützt — und wie er es erst möglich gemacht hat. 

Washington muss nicht immer führend sein; Amerika in einer unterstützenden Rolle bei manchem Projekt der Europäer ist auch vorstellbar, ob bei Abwendung einer Klimakatastrophe oder Aufstellung einer internationalen Polizeitruppe. Auf dem Balkan sieht es zunehmend nach europäischer Führung aus. Weißrussland und Ukraine sind europäische Projekte. Brüssel betont eher Baltikum, Balkan und Mittelmeer. Washington konzentriert sich auf den Nahen und Fernen Osten sowie Zentralasien. Für ein wachsendes Europa in einer schrumpfenden Welt verbindet dies mehr, als es trennt. Die eigene instabile Peripherie ist oft mit Washingtons Konzentration auf den militanten Islam über eine geopolitische Drehscheibe, die sich von Marrakesch nach Manila zieht, identisch.

Rollenverteilung birgt immer die Gefahr einer Divergenz der Perspektiven in sich. Für einen Zimmermann mit Hammer ist jedes Problem ein Nagel. Die Gefahr der Divergenz sollte nicht ignoriert werden, sie ist aber kein Grund, die Suche nach Synergie und Symbiose abzulehnen. Es geht um Einheit in der Vielfalt. Die Schnittstellen müssen stimmen; sie erlauben erst die Variationen. Die Unterschiede im Transatlantischen sind nicht nur unvermeidbar, sondern auch weitgehend wünschenswert. Dass die Staaten Europas nicht eine gleiche Palette von Einflussmöglichkeiten aufbringen können wie die USA, sollte eine Kooperation nicht ausschließen. Zusammen erreicht man mehr — trotz oder viel mehr wegen der Unterschiede.

Strategie und Taktik wirken komplementär, sollten also nicht verwechselt und nicht mit dem gleichen Maßstab gemessen werden. Manche gute Strategie ist schlechte Taktik. Eine Strategie der Erweiterung der demokratischen Gemeinschaft bedeutet nicht unbedingt eine Taktik der sofortigen Demokratie für alle. Das Parieren der Feinde der Demokratie erfordert oft eine andere Taktik. Eine, die den einen Feind gegen den anderen ausspielt. 

Die Bekämpfung von Ursachen und Bedrohungen laufen auch komplementär und sind nicht miteinander austauschbar. Angenommen, die Ursache des Terrorismus hat mit der Natur eines Staates zu tun. Angenommen, die begrenzte, beeinflussbare, transparente Staatsmacht, zusammen mit Meinungs- und Medienfreiheit sowie moderner Bildung ist ein starkes Mittel gegen den Terrorismus, dann spricht einiges gegen eine Zusammenarbeit mit Staaten, die diese Kriterien nicht erfüllen.
 Auf der anderen Seite war es nur mit Hilfe der pakistanischen, selbst libyschen oder syrischen Geheimpolizei möglich, dass manche Al Quaida Zellen aufgedeckt werden konnten. Mit Demokratisierung hat dies wenig zu tun, wohl aber mit der Verhinderung des nächsten Angriffs. Ob bei 300, 3.000, oder 30.000 Tote, ein solcher Schlag wäre ein Schlag gegen die offene, freie Ordnung der zivilisierten Welt. Der Ruf nach größerer Sicherheit wäre laut —auch auf Kosten der Freiheit. 

Die Begrenzung der Staatsmacht steht oft in Spannung mit dem Aufrollen von Terror-Zellen. Der nächste Angriff muss verhindert werden und mancher Staat muss seinen Polizeiapparat, sein Rechtsystem, seine Bildung und Medienlandschaft, seine Regierung reformieren, gerade in der arabisch-islamischen Welt. Ein weiteres Dilemma, dem oft mit Rollenverteilung geholfen werden kann.

In der gegenwärtigen internationalen Politik sind die Ebenen der Analyse vielfältig und verworren. In diesem mehrdimensionalen Schachspiel reicht es nicht aus, nur eine Spielebene zu beobachten. Ein wichtiger Maßstab bleibt aber die Frage, ob sich Beziehungen im Nullsummen-Muster gegenüberstehen, oder ob sie im Positivsummen-Muster der gegenseitigen Ergänzung stehen. 

6. Perspektiven des Quid Pro Quo

Ein bisschen Entgegenkommen kann auch eine wichtige Perspektive der Zusammenarbeit sein. Europa und Amerika sollten nach Taten greifen, die das Vertrauenskonto aufstocken könnten. Ein wenig Marktforschung könnte dazu beitragen, Initiativen zu identifizieren, die auch Wirkung zeigen würden. Ein paar Vorschläge: 

1. Europäer brauchen außenpolitische Erfolge, die auch in Amerika als solche gelten. Osteuropa, Balkan und Afghanistan, oder Sierra Leone, Cote d’ Ivoire und selbst der Kongo, könnten Beispiele dafür sein. Es wäre ein wichtiger Schritt, die Bedeutung dieser Projekte den Amerikanern verständlich zu machen. Zu bedauern ist die oft gehörte amerikanische Meinung, dass viele Europäer nur da stehen und meckern, ohne selbst konkrete, glaubwürdige Alternativen anzubieten. Dagegen zu wirken heißt, auch bessere europäische Lobbyarbeit in Washington zu organisieren. Ein besseres branding der europäischen Außenpolitik könnte einiges verbessern. Natürlich sind Inhalt und Qualität auch wichtig. Ein erfolgreiches Produkt zu entwickeln, ist nicht unbedingt billig. Größere Investitionen in der europäischen Außenpolitik würden auch bei dem einen oder anderen Amerikaner Aufmerksamkeit erwecken. 

2. Europäer sollten Amerikas Angst nicht missbrauchen, um Amerika schlecht zu reden, um billige politische Punkte zu machen. Ein bisschen mehr Mitgefühl sollte zum europäischen Multilateralismus gehören. Von falschen Motiven der Amerikaner zu sprechen, ist nicht unbedingt der richtige Weg, die Amerikaner (oder Europäer) für eine Zusammenarbeit zu gewinnen. Die Motive der Amerikaner sind manchmal in sich widersprüchlich und inkonsequent, sie aber als falsch abzuwiegeln wäre unangebracht.

3. Es sollte Amerika nicht darum gehen, alles, was nicht unmittelbar im eigenen Interesse ist, zu bekämpfen. Amerika kann es sich leisten, hier und da nachzugeben. Der Preis wäre nicht hoch, der Gewinn aber schon. Amerika könnte es sich z.B. leisten, den Vertrag des Internationalen Strafgerichtshof zu ratifizieren, auch das Teststopabkommen oder die Landminenkonvention. Anders sieht es beim Kyoto-Protokoll aus. Die Ratifizierung (und die konsequente Durchführung) würde einen Grad der staatlichen Intervention mit sich bringen, der nur sehr schwierig konsensfähig gemacht werden könnte. Die Verantwortung, eine glaubwürdige Alternative anzubieten, ist die Kehrseite der Ablehnung von Kyoto. Diese Verantwortung ist umso größer, da die Abwendung einer Klimakatastrophe ohne die Vereinigten Staaten kaum vorstellbar ist. 

4. Amerika sollte künftig auf Erfolge setzen, die auch von den  Europäern als für wichtig gehalten werden, ob bei Umwelt und Unterentwicklung, oder bei Zivilgesellschaft und Völkerrecht. Das neue Interesse an Entwicklungspolitik, auch Entwicklungshilfe, ob Millenium Challenge Account oder Aids-Bekämpfung, sollte in diesem Licht betrachtet werden. Amerika ist in einer Position, in der es mit relativ wenig Anstrengung große Unterschiede machen kann. Nur muss sich Amerika bemühen, die Europäer und ihre Interessen besser zu verstehen. 

Schluss

Beide Seiten könnten etwas mehr Toleranz aufbringen, etwas mehr Einheit in der Vielfalt anstreben. Optimistisch bin ich, dass dies auch geschehen wird. Die Perspektiven der Zusammenarbeit sind gut. Sowohl die Möglichkeiten als auch die Gefahren der Zukunft sprechen auf jeden Fall dafür. 
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